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Gegenrealismus

n ROBERT KURZ

Gesellschaftliche Konflikte sind immer
auch Kampf um Begriffe, um die „Defi-
nitionsmacht“ über die Art und Weise,
w i e  d i e  P rob l eme  übe rhaup t
wahrgenommen werden. Man könnte
auch sagen, dass die Probleme quasi na-
turwüchsig nach Maßgabe der
herrschenden Systemlogik definiert wer-
den. Und eine entsprechende Färbung
nehmen dann die Begriffe an, ganz
nach dem Muster des Chamäleons. Es
gibt dazu keine bewusste Absprache
und keine Zensur, sondern der Mech-
anismus der Begriffsbildung und der
Prozess der Definition läuft viel subtiler
ab. Eine bestimmte Redeweise mendelt
sich gewissermaßen heraus, und plöt-
zlich sprechen alle scheinbar aus tief-
ster Überzeugung dieselbe Sprache.
Ganz besonders in sozial-ökonomischer
Hinsicht setzt sich im Wissenschaftsbe-
trieb, in den Medien und in der poli-
t ischen Klasse eine allgemeine
Sprachregelung durch, eine „Konsen-
s-Sprache“, die umso rigider wirkt, ger-
ade weil sie nicht direkt administrativ
verordnet ist.

Dieser Sachverhalt rührt daher, dass
Wissenschaft, Medien und Politik nicht
ebenso stumm und automatisch wirken
können wie die unsichtbare Hand des
Marktes. Sie bilden die „subjektive“
Seite im Verhältnis zu den „objektiven“
Systemgesetzen. Die Konformität mit
den kapitalistischen Imperativen ist da-
her nicht von selbst gegeben, sondern
muss in einem diskursiven Prozess im-
mer erst hergestellt werden. Eine
wesentliche Funktion dieses Diskurses
besteht darin, dass die Beteiligten sich
gegenseitig auf die Anforderungen der
kapitalistischen Großwetterlage vergat-

tern, an die alle sozialen und kul-
turellen Verhältnisse anzupassen sind.
G e n a u  d a f ü r  b e d a r f  e s  d e r
Sprachregelung. Und in diesem Sinne
bilden Wissenschaft, Medien und poli-
tische Klasse eine Art Kartell, das da-
rauf achtet, dass keiner aus der Reihe
tanzt. Es wird ein allgemeiner Rahmen
gesetzt, in dem dann die jeweils eigene
Klientel marketing-gerecht zu belabern
und gleichzeitig an die Kandare zu neh-
men ist.

Die Semantik der ideologischen Kon-
trolle beherrscht, wer die elementare
Definitionsmacht darüber hat, was „Re-
alität“ und was demzufolge „Realpoli-
tik“ ist. Das heute herrschende seman-
tische Kartell hat die Erfordernisse kapi-
talistischer Krisenverwaltung zum Real-
itätsprinzip erklärt und den Begriff der
Reform entsprechend umdefiniert. Das
einstige soziale und emanzipatorische
Pathos der Reform, wie es im Zuge der
historischen Entwicklung von Tari-
flohn, „Wohlfahrtsstaat‘ und öf-
fentlichen Diensten entstanden war,
wird nun genau umgekehrt für die Ge-
genreform instrumentalisiert. Die Kam-
pagnen von Privatisierung und sozialen
Restriktionen laufen unter dem Motto:
„Mit uns zieht die neue Zeit“. Je pri-
vater und je billiger, desto besser.

Alle machen sich Sorgen, ob die „Re-
former“ sich durchsetzen gegen die
„ewig Gestrigen“. Eingeladen wird zu
reformerischen „Kompromissen bei der
Mitgestaltung der Gesellschaft“. Zum
Beispiel: Wird um fünf oder um zehn
Prozent gekürzt? Muss das Kranken-
haus oder der Kindergarten stillgelegt
werden? Sollen die Vergünstigungen
für Krebskranke oder für Gehbehin-
derte wegfallen? Gibt es ein Prozent Er-

höhung von irgendwas, dafür aber die
dreifache Belastung an anderer Stelle?
„Verbesserungen für die Menschen“
heißt jetzt der Grad der Versch-
lechterungen, um den mit reforma-
torischer Geste „gerungen“ wird. Der
politische Wettbewerb soll sich nur
noch darauf beziehen, wer die immer
härteren Einschnitte am geschicktesten
verkaufen kann. Und der politischen
Linken wird angedroht, dass ohne
„überzeugende Reformer“ der „Sturz in
die Bedeutungslosigkeit“ drohe. Der
„Wählerwille“, so lässt die Kontroll-Se-
mantik durchblicken, strotzt derart von
„Realismus“ und „staatsbürgerlicher
Reife“, dass er geradezu nach Billi-
glohn, Sozialabbau und Privatisierung
lechzt.

Diese herrschende Sprachregelung ist
allerdings so fadenscheinig wie die seit
Jahren langweilenden Ankündigungen
des baldigen Aufschwungs. Wenn es so
weitergeht, droht der einstige Ehren-
name des „Reformers“ bald zum ord-
inären Schimpfwort zu werden, mit
dem „die Menschen im Lande“ böse
Nachbarn oder böse Hunde benennen.
Gehirnwäsche funktioniert nicht im-
mer. Die herrschende Definitionsmacht
über die Realität könnte durch einen
sozialen Gegenrealismus durchaus ge-
brochen werden. So wäre eine um-
fassende Großkampagne gegen das Pro-
jekt des Billiglohns weitaus mehr als
bloß Sozialpolitik in den Grenzen der
politischen Arithmetik, nämlich ein Kul-
turkampf, die Offensive für ein ele-
mentares zivilisatorisches Niveau. Eine
solche Gegen-Realpolitik, die uner-
bittlich allen Verästelungen, Feinheiten
und Gemeinheiten der repressiven Ar-
beits- und Sozialverwaltung nachgeht,
hätte Chancen auf Massenwirksamkeit.
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Das gilt erst recht für einen ernsthaften
Kampf um die öffentlichen Dienste als
wesentlicher Bestandteil des Lebensstan-
dards. „Die Menschen“ haben doch die
Börsen-Bahn, die Börsen-Post und die
Androhung von Börsen-Wasserwerken
ebenso bis oben hin satt wie die Zweik-
lassen-Medizin und das Billig-Unbil-
dungswesen. Das „Gegenfeuer“ (Pierre
Bourdieu) in dieser Hinsicht muss
keineswegs „ewig gestrig“ an staats-
bürokratische Traditionen anknüpfen.
Denkbar ist auch ein Konzept von öf-
fentlichem Dienst in Gestalt von selb-
s tverwalteten Non-Prof i t -Ge-
sellschaften, in die der materielle Ap-
parat der Infrastrukturen zu überführen
wäre. Eine damit verbundene öf-
fentliche Gebrauchswert-Orientierung
wäre zwar nicht jenseits der Wertform,
aber ein mögliches und nachvollzieh-
bares Moment emanzipatorischer Trans-

formation.

Wenn der Kapitalismus kein zivilisa-
torisches Niveau halten kann, muss
man ihn auch nicht mit Verbeugungen
„annehmen“. Umgekehrt ist die Rech-
nung aufzumachen, dass der Kapitalis-
mus seinerseits immer mehr Menschen
nicht mehr „annimmt“. Das Bedürfnis
der sozial Ausgebürgerten nach Formen
organisierter Repräsentanz wird nicht
sanft erlöschen wie einst bei den
Flüchtlingen nach dem Zweiten
W e l t k r i e g ,  d i e  d u r c h  d a s
„Wirtschaftswunder“ absorbiert wur-
den, sondern im Gegenteil massiv
zunehmen; und zwar nicht allein in Ost-
deutschland. Die Arithmetik des
herrschenden semantischen und poli-
tischen Kartells kann ihnen keine
Stimme geben, sondern nur ihre Stim-
men auf die Mühlen des nationalis-

tisch-rassistischen Ressentiments
lenken. Es ist wahr: Nicht Staatsgläu-
bigkeit ist angesagt, sondern Selbstver-
antwortung. Aber eine Selbstverantwor-
tung im Sinne unbürokratischer, eigen-
ständiger sozialer Gegenbewegung,
nicht im Sinne höchst autoritärer,
„akzeptanzfreudiger“ Marktgläubigkeit.
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